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Nach zehn Jahren 
in der Schweiz ist 
die  Integration der 
Ausländer in der Regel 
so gut, dass eine 
 Beendigung des 
 Aufenthalts das Recht 
auf Privatleben tangiert. 
Das entschied das 
 Bundesgericht vor zwei 
Jahren. Eine Einschät­
zung der bisherigen und 
potenziellen  Dynamik 
 dieses  Entscheids.1
Vor mittlerweile zwei Jah­ren erging ein Bundes­gerichtsentscheid – BGE 
144 I 266 – zum Schutz vor Be­
endigung des ausländerrechtlichen 
Aufenthalts, welchen das Recht 
auf Privatleben (Art. 8 Ziff . 1 
EMRK und Art. 13 Abs. 1 BV) 
gewährt. In ersten Kommentie­
rungen wurde der Entscheid als 
«Leitentscheid von kaum zu über­
schätzender Tragweite» qualifi ­
ziert.2 Von Gerichten auf Bundes­ 
und auf kantonaler Ebene wurde 
er inzwischen häufi g zitiert. Es ist 
daher an der Zeit, eine erste Ein­
schätzung vorzunehmen, wie gross 
seine Tragweite tatsächlich ist. Ins­
besondere soll untersucht werden, 
ob der Entscheid für das Recht 
auf Privatleben jene Entwicklung 
nachvollzieht, die für das Recht 
auf Familienleben mit der soge­
nannten Reneja­Rechtsprechung 
von 1983/84 eingeleitet worden 
war (benannt nach den damali­
gen Beschwerdeführenden). Die­
se Rechtsprechung war für das 
Schweizer Migrationsrecht «revo­
lutionär».3 
Der hier zu untersuchende Ent­
scheid betraf einen Argentinier, 
der seit 2007 in der Schweiz leb­
te, zunächst gestützt auf eine Ehe, 
dann auf ein Konkubinat, welches 
2015 aufgelöst wurde. Daraufhin 
wurde der Beschwerdeführer aus 
der Schweiz weggewiesen. Vor 
Bundesgericht berief er sich un­
ter anderem auf sein Recht auf 
 Privatleben nach Art. 8 Ziff . 1 
EMRK. Das Bundesgericht hielt 
fest: «Nach einer rechtmässigen 
Anwesenheit von zehn Jahren be­
darf die Beendigung des Auf­
enthalts besonderer Gründe, da 
nach  dieser Zeitspanne regel­
mässig eine gute Integration vor­
ausgesetzt werden kann. Bei aus­
geprägter Integration kann ein 
Anspruch gemäss Art. 8 Ziff . 1 
EMRK vor Ablauf dieser Dauer 
bejaht werden. Die Zumutbar­
keit  der Rückkehr ist für sich 
 genommen kein Grund, das Auf­
enthaltsrecht zu entziehen, eben­
so wenig das öff entliche Interesse 
an einer Steuerung der Zuwan­
derung.»4 
Das Urteil erging nach einer öf­
fentlichen Beratung mit drei zu 
zwei Stimmen. Das Bundesgericht 
selber verwahrt sich gegen die 
 Auff assung, es handle sich um eine 
Praxisänderung: Es spricht von 
 einer «Konkretisierung» und «Prä­
zisierung». Die Idee, die sich Lau­
sanne mit dieser «Konkretisie­
rung» zu eigen macht, nämlich, 
dass nach einem zehnjährigen 
rechtmässigen Aufenthalt von 
 einer so starken Verbundenheit 
mit der Schweiz auszugehen ist, 
dass der Schutz des Rechts auf Pri­
vatleben durch eine Aufenthalts­
beendigung tangiert ist, wird in 
der Lehre schon seit bald zwanzig 
Jahren postuliert.5
1. Analogie zum 
Entscheid 1983/84
Der Reneja­Fall gelangte zweimal 
ans Bundesgericht: Einmal wegen 
der verfahrensrechtlichen Frage 
des Zugangs zum Bundesgericht6 
und einmal in der materiellen Fra­
ge, ob das Interesse an einem Fa­
milienleben in der Schweiz das 
entgegenstehende öff entliche In­
teresse überwiege.7 In verfahrens­
rechtlicher Hinsicht besagte der 
erste Reneja­Entscheid, «entgegen 
früherer Ansicht [kann] nicht 
mehr gesagt werden, das durch 
die Menschenrechtskonvention 
geschützte Familienglied, welches 
von seiner übrigen Familie ge­
trennt würde, wenn seine Aufent­
haltsbewilligung nicht erneuert 
würde, verfüge über keinen bun­
desrechtlichen Anspruch auf An­
wesenheit in der Schweiz».8 
Der bundesrechtliche Anspruch 
auf Anwesenheit war damals und 
ist heute (Art. 83 lit. c Ziff . 2 
BGG) eine Bedingung für das Ein­
treten des Bundesgerichts. In ma­
terieller Hinsicht stellte der zwei­
te Renja­Entscheid den Richtwert 
auf, dass bei ausländischen Ehe­
partnern von Schweizern, die erst 
kurze Zeit in der Schweiz leben, 
die Bewilligung des Aufenthaltes 
(oder dessen Verlängerung) in der 
Regel verweigert wird, wenn sie 
zu einer Freiheitsstrafe von zwei 
Jahren oder länger verurteilt wor­
den sind,9 und umgekehrt, dass 
die Bewilligung in der Regel er­
teilt wird, wenn die Strafe darun­
ter liegt. 
Die Reneja­Rechtsprechung 
 bewirkte daher zweierlei. Sie 
 öff nete einen Weg ans Bundesge­
richt und sie führte zu einer Faust­
regel für die Interessensabwä­
gung.  Sie schränkte das freie 
Ermessen der Migrationsbehör­
den empfi ndlich ein. «Mit der 
 Anerkennung, dass Art. 8 EMRK 
in Fällen, in denen die Versagung 
einer Anwesenheitsbewilligung 
zur Trennung von Familienange­
hörigen führen würde, grundsätz­
lich einen Anspruch auf Anwe­
senheit in der Schweiz einräumt, 
wird die Anzahl der Sachverhalte, 
in denen die Verwaltungsgerichts­
beschwerde gegen eine Bewilli­
gungsverweigerung möglich ist, 
wesentlich erhöht.»10 Die EMRK 
wurde durch diese Rechtspre­
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chung zum «Steigbügelhalter für 
den bundesgerichtlichen Rechts­
schutz».11 
Ursprünglich entschied das 
Bundesgericht über geltend ge­
machte Ansprüche unmittelbar 
gestützt auf Art. 8 EMRK, indem 
es drei Fragen beantwortete: Zu­
erst die Eintretensfrage, d.h. die 
Frage, ob plausibel geltend ge­
macht werde, das Grundrecht sei 
tangiert und dass sich aus diesem 
ein Anspruch auf Verbleib im 
Land ergebe; zweitens die Frage, 
ob das Grundrecht tatsächlich 
 berührt sei; und schliesslich die 
 Frage, ob sich der Eingriff  recht­
fertigen lasse. Diese ursprüngli­
che Struktur wurde in der späte­
ren Praxis zunehmend verwischt 
und schliesslich scheinbar aufge­
geben.12 BGE 144 I 266 stellt in 
gewisser Weise den Abschluss die­
ser zunehmenden Verwischung 
dar. Er verwirft die Trennung der 
beiden letzten Fragen – Eingriff  
und Rechtfertigung – ausdrück­
lich als «künstlich».13 Die Ein­
tretensfrage, in der das ganze ver­
fahrensrechtliche Potenzial des 
Entscheides liegt, wird in BGE 
144 I 266 ohnehin sehr knapp und 
in einer nicht publizierten Erwä­
gung beantwortet.
Aber in kondensierter Form ent­
hält auch BGE 144 I 266 die 
 dreifache Frage und das doppelte 
Potenzial für den Schutz des 
 Rechts auf Privatleben, den die 
Reneja­Rechtsprechung für das 
Recht auf Familienleben enthielt. 
Er öff net einen Weg an das Bun­
desgericht und er enthält die 
Faust regel, dass ab einem recht­
mässigen Aufenthalt von zehn 
 Jahren besondere Gründe vorlie­
gen müssen, um einen Aufenthalt 
zu beenden.
2. Wirkung auf die 
Eintretensfragen
Zur Frage, ob das Bundesgericht 
auf eine Beschwerde zu einer Be­
willigung eintreten könne, auf de­
ren Erteilung nach Landesrecht 
kein Anspruch besteht, ist der 
Entscheid viel wegweisender, als 
er selber signalisieren möchte.
Bis zu BGE 144 I 266 hatte das 
Bundesgericht derart hohe Anfor­
derungen an die Behauptung 
 eines Anspruchs gestützt auf das 
Recht auf Privatleben gestellt, dass 
nur sehr wenige Fälle vorliegen, 
auf die das Bundesgericht ein­
trat.14 In BGE 139 I 330, auf den 
BGE 144 I 266 verweist,15 war 
es nicht das Recht auf Privatleben, 
das für die Zuständigkeit des Bun­
desgerichts ausschlaggebend war. 
In BGE 131 II 339, der ebenfalls 
zitiert wird und bei dem das Bun­
desgericht eine so ausserordentli­
che Situation anerkannte, dass 
eine Berufung direkt gestützt auf 
das Privatleben möglich schien, 
öff nete das Personenfreizügigkeits­
abkommen, nicht die EMRK, den 
Weg an das Bundesgericht.16 
In einem früheren wegweisen­
den Entscheid, in dem das Bun­
desgericht das Recht auf Privat­
leben im migrationsrechtlichen 
Kontext stärkte, wurde die verfah­
rensrechtliche Erwägung, welche 
den Weg an das Bundesgericht er­
möglichte, ebenfalls nicht publi­
ziert.17 In der Lehre wurde  damals 
moniert, das Bundesgericht habe 
auf die «Konstruktion» einer aus­
serordentlichen Situation auswei­
chen müssen, um sich mit  einer 
Frage befassen zu können, der es 
nicht länger ausweichen konnte 
(das Schicksal von jahrelang in der 
Nothilfe lebenden  abgewiesenen 
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Asylsuchenden).18 Der einzige 
Entscheid, in dem das Bundesge­
richt allein gestützt auf das Recht 
auf Privatleben eine ausländer­
rechtliche Bewilligung tatsächlich 
gewährte,19 erging, bevor der 
nacheheliche Härtefall (Art. 50 
Abs. 1 lit. b AIG) anwendbar war. 
Heute käme in der gleichen Kon­
stellation wohl jener zum Tragen. 
Eine Berufung auf Art. 8 EMRK 
wäre nicht mehr nötig.20
Jener Entscheid war in Bezug 
auf den Schutz des Privatlebens 
auffällig grosszügig und wurde in 
der Lehre als «Ausrutscher» qua­
lifiziert.21 Seit BGE 144 I 266 
wirkt er nun eher wie ein Vorbo­
te.22 Rechtlich irrelevant gewor­
den ist auch die Konstellation 
gleichgeschlechtlicher, binationa­
ler Paare, denen damals der Fami­
liennachzug noch nicht offen 
stand (heute Art. 52 AIG) und die 
sich auch noch nicht auf das Recht 
auf Familienleben berufen konn­
ten. Es war in einer solchen Kon­
stellation, dass das Bundesgericht 
in BGE 126 II 425 erstmals ein 
Aufenthaltsrecht gestützt auf das 
Recht auf Privatleben erwog (aber 
im konkreten Fall verwarf ). Sehr 
deutlich verworfen wurde ein 
 Zugang an das Bundesgericht ge­
stützt auf das Recht auf Privat­
leben noch in einem Entscheid 
von 2015 bei einem Aufenthalt 
von rund 18  Jahren.23 Etwas 
grosszügiger war das Bundes­
gericht dagegen schon zuvor in 
Fällen, in denen von der Frage, ob 
eine Berufung auf den Schutz 
des  Privatlebens möglich sei, auch 
der Schutz des Familienlebens ab­
hing, in denen es also von einem 
kombinierten Schutzbereich von 
Privat­ und Familienleben aus­
ging.24 
Abgesehen von sehr speziell ge­
lagerten Fällen ist es also erst mit 
BGE 144 I 266, dass das Bundes­
gericht für das Recht auf Privat­
leben jenen Schritt vollzog, den 
es in Bezug auf das Familienleben 
mit Reneja I vollzogen hatte. Der 
Entscheid öffnet damit grundsätz­
lich einen Weg an das Bundesge­
richt für Menschen, die sich zwar 
lange in der Schweiz aufhalten, 
die aber in der Schweiz nicht über 
ein «gefestigtes Anwesenheits­
recht» im Sinne der Rechtspre­
chung zu Art. 8 Ziff. 1 EMRK25 
verfügen. In solchen Fällen muss 
künftig nur noch eine längere 
rechtmässige Anwesenheit und/
oder eine gute Integration vorlie­
gen, nicht mehr ein vollkommen 
ausserordentlicher Fall. Potenziell 
bedeutet diese Rechtsprechung 
also die Evolution von der An­
nahme, dass eine exzeptionelle Si­
tuation vorliegen müsse, ehe das 
Recht auf Privatleben einen 
 möglichen Anspruch einräume, 
hin zu einer «ersten Triage bzw. 
[einer] Ausscheidung chancen­
loser  Beschwerden»,26 welche 
 eine re striktiv gestaltete Eintretens­
praxis des Bundesgerichtes in Zu­
kunft noch erfüllen könnte. 
Das Bundesgericht schafft da­
mit auch das Potenzial, im Ein­
zelfall und zur Abfederung von 
Härten nachzuvollziehen, was in 
der Doktrin schon länger gefor­
dert wurde, der Gesetzgeber in der 
Revision des AuG (heute AIG) 
aber entgegen dem Vorschlag des 
Bundesrates verwarf: 27 nach  einer 
bestimmten, rechtmässigen Auf­





Das Bundesgericht selber fasste 
die verfahrensrechtliche Wirkung 
von BGE 144 I 266 wie folgt zu­
sammen: «Voraussetzung für die 
Zulassung des Rechtsmittels ist 
(…), dass sich die Frage eines 
 Eingriffs in Art. 8 EMRK prima 
vista überhaupt stellen kann. Dies 
trifft nicht schon grundsätzlich bei 
einer Aufenthaltsdauer von zehn 
Jahren zu. Erforderlich ist vor al­
lem, dass der Aufenthalt rechtmäs­
sig war, um überhaupt integrati­
onsbegründend zu sein.»29 
Wann dies der Fall ist, wann 
das Bundesgericht also neu auf 
 Fälle eintritt, auf die es zuvor nicht 
eingetreten wäre, ist noch recht 
unklar. So wird auf die Beschwer­
de gegen die Nichtverlängerung 
 einer Aufenthaltsbewilligung  eines 
kosovarischen Staatsangehörigen, 
der 2008 zu seiner Ehefrau in die 
Schweiz einreiste, von dieser aber 
seit 2010 getrennt lebt, ohne wei­
teres eingetreten.30 In einem an­
deren Fall eines kosovarischen 
Staatsangehörigen, der seit 2007 
in der Schweiz lebt, liess das Bun­
desgericht die Beschwerde dem­
gegenüber nicht zu, mit der recht 
schematischen Begründung, der 
Beschwerdeführer habe sich noch 
nicht zehn Jahre rechtmässig in 
der Schweiz aufgehalten.31 Ty­
pisch ist die Konstellation, in der 
ein Anspruch auf eine Aufenthalts­
bewilligung sowohl aufgrund  eines 
nachehelichen Härtefalls (Art. 50 
Abs. 1 lit. b AIG) als auch gestützt 
auf das Privatleben behauptet 
wird. In dieser Konstellation ist 
zuweilen unklar, ob das Bundes­
gericht aufgrund beider Behaup­
tungen in Kombination auf eine 
Beschwerde eintritt oder ob die 
Berufung auf den Schutz des Pri­
vatlebens für sich allein genügt 
hätte.32 
Die Vermischung der Frage der 
Rechtfertigung mit der Frage 
des Eintretens hat eine doppelte 
verfahrensrechtliche Wirkung. Sie 
bewirkt nicht nur, dass die Fra­
ge  der Rechtfertigung in einer 
 materiellen Vorprüfung erfolgt, 
sondern auch, dass sie im Einzel­
richterentscheid durch das Abtei­
lungspräsidium erfolgen kann, 
wenn sie als aussichtslos genug 
 eingestuft wird (Art. 108 Abs. 1 
BGG), was den Einfluss des Ab­
teilungspräsidiums auf die Trag­
weite einer – wie hier – noch we­




4. Wirkung auf 
Interessensabwägung
Eine zentrale materiellrechtliche 
Aussage von BGE 144 I 266 ist, 
dass die Trennung von Eingriffs­ 
und Rechtfertigungsfrage «künst­
lich» sei. Ausschlaggebend sei 
nicht «die technische Vorgehens­
weise, sondern die Beantwortung 
der Frage, ob Art. 8 EMRK im 
Ergebnis verletzt sei».34 Wie er­
wähnt, hat das Bundesgericht 
schon lange eine Tendenz zur Ver­
mischung dieser Fragen und die 
Kritik daran ist praktisch so alt 
wie die ausländerrechtliche Rele­
vanz von Art. 8 EMRK.35 Ein 
Grund für diese Kritik ist, dass 
nur ein Auseinanderhalten der 
beiden Fragen dazu zwänge, ganz 
konkrete, private Interessen ge­
gen das unklare und lediglich als 
instrumentelles Interesse denk­
bare Ziel einer «restriktiven Ein­
wanderungspolitik»36 aufzuwie­
gen. Es müsste konkretisiert 
werden, was damit gemeint sein 
kann. Und erst wenn gerechtfer­
tigt werden muss, zeigt sich, was 
gerechtfertigt werden kann.37 
Andererseits musste eine Inter­
essensabwägung auch zuvor schon 
im Rahmen der pflichtgemäs­
sen Ermessensausübung (Art. 96 
Abs. 1 AIG) durchgeführt werden. 
Das Bundesgericht erachtet es als 
unproblematisch, wenn eine Vor­
instanz zu Unrecht davon ausging, 
der Schutzbereich des Rechts auf 
Privatleben sei nicht betroffen, so­
lange die so eingesparte Güterab­
wägung ohnehin gemäss AIG 
noch durchgeführt werden muss­
te.38 Es stellt sich auf den Stand­
punkt, die Prüfung der Rechtmäs­
sigkeit nach Art. 8 EMRK falle 
mit der Ausübung des Ermessens 
gemäss Art. 96 AIG zusammen.39 
In diesem Punkt ist die Haltung 
des Bundesgerichts allerdings we­
nig plausibel. Wäre dies der Fall, so 
würde es – weil alles staatliche 
Handeln verhältnismässig sein 
muss – keinen Unterschied ma­
chen, ob der Schutzbereich von 
Grundrechten berührt ist oder 
nicht. Die Frage des Berührtseins, 
welche das Bundesgericht mit so 
grosser Zurückhaltung bejaht, wäre 
dann ohne materiellrechtliche Re­
levanz. Die Qualifizierung der öf­
fentlichen  Interessen, die zulässig 
sind, um Art. 8 Ziff. 1 EMRK 
einzu schränken (in Art. 8 Ziff. 2 
EMRK), wäre bedeutungslos. Die­
se Wendung hat das Potenzial, die 
 Wirkung der eigenen Rechtspre­
chung wieder zu limitieren. 
Der zehnjährige rechtmässige 
Aufenthalt bleibt in der rezipie­
renden Rechtsprechung ein zen­
trales Kriterium und zugleich ein 
nur sehr grober Näherungswert. 
Auch eine Aufenthaltsdauer, die 
sehr deutlich darüber hinaus reicht 
(i.c. 25 bzw. 29 Jahre), verschafft 
noch keinen Anspruch auf eine 
Verlängerung der Aufenthaltsbe­
willigung, wenn die wirtschaftli­
che Integration in dieser Zeit nicht 
gelungen ist. Eine deutlich länge­
re rechtmässige Anwesenheit kann 
also laut Bundesgericht mangel­
hafte Integration nicht wettma­
chen. Das gilt jedenfalls dann, 
wenn die Sozialhilfeabhängigkeit 
nicht unverschuldet ist.40 
Muss der Aufenthalt – der zum 
Aufbau eines privaten Umfeldes 
geführt hat – zwar kein gefestig­
ter sein, damit das Bundesgericht 
formell auf eine Beschwerde ein­
tritt,41 so muss es dennoch ein 
auf Permanenz angelegter sein, 
 damit eine Beschwerde materiell 
Aussicht auf Erfolg hat. Bemer­
kenswert ist, dass Aufenthalte zu 
Studienzwecken nicht angerech­
net werden.42 Dasselbe soll für 
andere Aufenthaltszwecke gelten, 
die ihrer Natur nach vorüberge­
hend sind, insbesondere prozes­
suale Aufenthalte43 und selbst 
lang jähriger irregulärer Aufent­
halt.44 Stark relativiert wird auch 
das  Gewicht der Aufenthaltsdau­
er während eines Asylverfahrens 
und während der vorläufigen Auf­
nahme.45
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Nebst der Aufenthaltsdauer ist 
der Grad der Integration das zwei­
te gewichtige Kriterium. Hierzu 
das bernische Verwaltungsgericht: 
«Die Beendigung des Aufenthalts 
ist auch nach sehr langer Anwe­
senheit noch rechtmässig, falls die 
ausländische Person nicht genü­
gend integriert ist. (…) So wurde 
das Erlöschen der Niederlassungs­
bewilligung eines Ausländers, der 
sich zwar seit fast 30 Jahren in 
der  Schweiz aufgehalten hatte, 
 dessen Lebensmittelpunkt aller­
dings (wieder) in seinem Heimat­
land lag, als zulässig erachtet. (…) 
Ebenso wurde bei jemandem, der 
sich bereits seit 25 Jahren in der 
Schweiz aufhielt, sich hier jedoch 
keine besonders engen Beziehun­
gen aufbaute und weder sozial 
noch wirtschaftlich gut genug in­
tegriert war, die Nichtverlänge­
rung der Aufenthaltsbewilligung 
wegen langjähriger Sozialhilfe­
abhängigkeit als gerechtfertigt 
 erachtet.»46 
Zugute kam die neue Recht­
sprechung einem kosovarischen 
Landarbeiter, dessen Aufenthalts­
bewilligung EU/Efta widerrufen 
wurde. Der Grund für den Wi­
derruf war, dass er sich fälschli­
cherweise als Slowene ausgegeben 
hatte und hierzu ein gefälschtes 
Dokument verwendete, wofür er 
strafrechtlich belangt wurde. Seit 
2005 arbeitete der Mann regel­
mässig, zunächst saisonal, bei 
Weinbauern im Lavaux und bau­
te zu seinen Arbeitgebern ein 
freundschaftliches Verhältnis auf. 
Zwar unterhielt er auch eine Be­
ziehung zu einer Schweizerin, al­
lerdings nicht derart gefestigt, dass 
er sich auf sein Recht auf Famili­
enleben hätte berufen können. Be­
willigt wurde der Aufenthalt also 
einzig gestützt auf das Recht auf 
Privatleben und dies, obwohl der 
Aufenthalt in der Schweiz von 
2005 bis 2015 lediglich saisonal 
war. Angesichts verschiedener 
Schreiben von lokalen Winzern 
und Lokalpolitikern wurde seine 
Integration als ausserordentlich 
gut eingestuft.47 
Ähnlich gelagert war auch der 
Fall eines Mannes aus Sri Lanka, 
der in Frankreich als Flüchtling 
anerkannt war und seit rund 
zehn Jahren in der Schweiz über 
eine Aufenthaltsbewilligung ver­
fügte. Auch in seinem Fall war das 
Recht auf Privatleben die einzige 
denkbare Anspruchsgrundlage. 
Weder dauerte seine Ehe in der 
Schweiz lange genug, um sich auf 
Art. 50 Abs. 1 lit. a AIG berufen 
zu können, noch berief er sich in 
Bezug auf seinen minderjährigen 
Sohn, der in der Schweiz lebt, auf 
ein Recht auf Familienleben, noch 
wäre die Ausreise nach Frankreich 
unzumutbar gewesen. 
Obwohl wegen geringfügigen 
Delikten verurteilt, obwohl Ver­
lustscheine in geringem Umfang 
vorlagen und der Mann geringfü­
gig Sozialhilfe bezogen hatte, er 
vom Bundesgericht also lediglich 
für «weitgehend integriert» erach­
tet wurde, öffnete ihm die neue 
Rechtsprechung nicht nur einen 
Weg an das Bundesgericht,48 in 
der Interessens abwägung setzten 
sich seine privaten Interessen auch 
gegen jene an einer «restriktiven 
Einwanderungspolitik» (die einer 
Beendigung des Aufenthaltes als 
einzige noch entgegenstanden) 
durch.49 
Bei der Rezeption von BGE 
144 I 266 durch das Bundesver­
waltungsgericht50 fällt zunächst 
auf, dass es die vom Bundesge­
richt als «künstlich» bezeichnete 
Trennung zwischen Eingriff und 
Rechtfertigung erst recht nicht 
mehr vornimmt und sich gestat­
tet, eine kursorische Prüfung 
durchzuführen, wo eine umfas­
sende Interessensabwägung ange­
zeigt wäre.51
Die Aufenthaltsdauer von zehn 
Jahren ist auch in der Rezeption 
des Bundesverwaltungsgerichts ein 
grober Näherungswert für das 
 Berührtsein des Schutzbereiches. 
Mal erachtet es diesen als berührt, 
auch wenn die Zeitdauer erst sehr 
knapp erfüllt ist52 oder grossteils 
durch prozessualen Aufenthalt er­
reicht worden ist,53 mal führt auch 
ein deutlich längerer Aufenthalt 
(14 Jahre) noch nicht zum Be­
rührtsein des Schutzbereichs, weil 
ein getrübter Leumund dagegen­
spricht.54 
Wohl abprallen dürfte die neue 
Rechtsprechung an der Landes­
verweisung. Das Bundesgericht 
hielt zur Faustregel, dass nach 
 einem zehnjährigen rechtmässi­
gen Aufenthalt von einer fort­
geschrittenen Integration aus­
gegangen werden könne, fest: «Im 
Einzelfall kann es sich freilich an­
ders verhalten und die Integrati­
on zu wünschen übrig lassen (...). 
Letzteres ist nach der Entschei­
dung des Gesetzgebers in der  Regel 
bei Katalogtätern im Sinne von 
Art. 66a Abs. 1 StGB der Fall. Es 
besteht damit eine klare Grund­
lage im nationalen Recht, das die 
Wahrung der inneren Sicherheit 
bezweckt; die Verhältnismässig­
keit ist im Rahmen des Gesetzes 
zu prüfen.»55 Das Bundesgericht 
besteht darauf, dass sich seine Kri­
terien in dieser Verhältnismässig­
keitsprüfung (bei Ausländern der 
zweiten Generation) mit jenen des 
EGMR decken.56 Offen bleibt 
freilich, ob sich auch das Ergeb­
nis der Güterabwägung decke.57 
5. Erstarkender 
Schutz
Eine Formulierung, die das Bun­
desgericht unter anderem auch in 
BGE 144 I 266 selber verwendet, 
wirkt angesichts dieses Entschei­
des etwas überholt: «Unabhängig 
vom Vorliegen einer familiären 
Beziehung kann eine ausländer­
rechtliche Fernhaltemassnahme 
Art. 8 EMRK (Recht auf Privat­
leben) verletzen, namentlich bei 
Ausländern der zweiten Genera­
tion (...), im Übrigen aber nur un­
ter besonderen Umständen.»58 
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Der BGE 144 I 266 hat ver­
deutlicht, dass nicht nur im 
 Kontext der zweiten Generation, 
sondern in einer Vielzahl von 
 Konstellationen ein migrations­
rechtlicher Entscheid die Lebens­
welt eines Menschen in einer Art 
und Weise durcheinanderbringt, 
von der nicht mehr im Ernst be­
hauptet werden kann, sie tangie­
re das grundrechtlich geschützte 
Privatleben nicht. Dass solche Si­
tuationen in einer Einwande­
rungsgesellschaft, wie die Schweiz 
es inzwischen ist, nichts Besonde­
res mehr sind, wurde mit BGE 
144 I 266 implizit eingeräumt. 
Auch unter der neuen Rechtspre­
chung bleibt aber noch in vielen 
Konstellationen die Fiktion auf­
rechterhalten, dass «das Recht auf 
Achtung des Privatlebens durch 
die angeordnete Fernhaltemass­
nahme nicht tangiert»59 werde. 
Als ob nicht jede aufenthaltsbe­
endende Massnahme das Privat­
leben eines Menschen oder einer 
Familie auf den Kopf stelle, «das 
Recht, ein Leben nach seiner Wahl 
zu leben»60 also grundlegend ge­
fährde. BGE 144 I 266 zeigt in­
sofern mit neuer Deutlichkeit, wie 
eng – und wohl im Widerspruch 
zur Üner­Rechtsprechung des 
EGMR61 – das Bundesgericht den 
Schutzbereich des Rechts auf Pri­
vatleben fasst. 
Die Vermischung von Schutz­
bereich und Rechtfertigung lässt 
sich im Wesentlichen auf dieses 
enge Verständnis zurückführen. 
Weil der Schutzbereich in einer 
möglichst kleinen Anzahl von Fäl­
len berührt sein soll, wird die Ein­
tretensfrage so wichtig. Weil eine 
Güterabwägung dennoch in einer 
grossen Zahl von Fällen unver­
meidlich ist, muss diese in die Ein­
tretensfrage eingemischt wer­
den.62 Ob nun die grosszügigere 
Interpretation des Schutzbereichs 
bei bewusster Vermischung von 
Eingriff und Rechtfertigung aus 
der Sicht der Schutzsuchenden ein 
Fortschritt ist, scheint alles ande­
re als klar. Zwar mag sie häufiger 
zu einer Zuständigkeit des Bun­
desgerichts führen. Eine klare 
Trennung der beiden Fragen hät­
te aber den Vorteil, dass das 
 Bundesgericht den Schutzbereich 
des Grundrechts so klar als mög­
lich umschreiben müsste und 
überall dort, wo es den Schutzbe­
reich für tangiert ansähe, eine tat­
sächliche, umfassende Verhältnis­
mässigkeitsprüfung durchführen 
müsste, die dann immer mal wie­
der über raschenderweise zuguns­
ten der Rechtsuchenden ausgehen 
kann.63 
Der Entscheid hat insofern zu­
nächst einfach ein Spannungsfeld 
neu arrangiert. Das Spannungs­
feld zwischen dem Ziel, den Zu­
gang zum Bundesgericht und zu 
einer umfassenden Güterabwä­
gung im Ausländerrecht restrik­
tiv zu gestalten auf der einen Sei­
te, und dem Ziel, offensichtlich 
problematische Schicksale verhin­
dern zu können und eine Verur­
teilung in Strassburg abzuwenden 
auf der anderen Seite. 
Die bisherige Rezeption des 
Entscheids ist noch zu ambiva­
lent, als dass sie die Prognose zu­
liesse, diese ursprüngliche «Präzi­
sierung» werde eine Dynamik für 
das Recht auf Privatleben aus lösen, 
wie sie die Reneja­Recht sprechung 
für das Recht auf  Familienleben 
ausgelöst hatte. Entscheidend 
 dafür wird nicht zuletzt auch die 
Begründung zum Urteil des Bun­
desgerichts 2C_668/2018 vom 
28. Februar 2020 sein (die bei Re­
daktionsschluss noch nicht vor­
lag). Gemäss der öffentlichen Ver­
handlung zu diesem Entscheid 
führt ein Anspruch auf Verbleib 
im Land gestützt auf das Recht 
auf Privatleben auch zu einem An­
spruch auf Familiennachzug 64 – 
entgegen dem Wortlaut von 
Art. 44 AIG. Das wäre dann ein 
Hinweis darauf, dass von BGE 
144 I 266 eine ähnliche emanzi­
patorische Dynamik ausgeht wie 
von der Reneja­Rechtsprechung. 
Eines ist jedoch jetzt schon si­
cher:  Einen ersten Schritt aus der 
Existenz als blosser Notnagel für 
ganz ausserordentliche Fälle hat 
das Recht auf Privatleben mit die­
ser Rechtsprechung getan. Das 
Bundesgericht stellt dabei auf die 
rechtmässige Aufenthaltsdauer 
ab – und nur noch eingeschränkt 
auf eine bestimmte Art oder  einen 
bestimmten Zweck des Aufent­
halts. Es lässt von der Regeldauer 
auch Abweichungen nach unten 
hin grundsätzlich zu. 
Der Entscheid könnte daher 
eine Entwicklung in Gang setzen, 
nach der immer stärker der tat­
sächliche Einbruch in das Privat­
leben eines Menschen, den eine 
Aufenthaltsbeendigung bewirkt, 
und nicht die Dauer oder die ur­
sprünglich intendierte Permanenz 
oder der ursprünglich zugelasse­
ne Zweck des Aufenthalts, ent­
scheidend ist dafür, was sich im 
Ergebnis durchsetzt: das konkre­
te, individuelle Interesse, nicht aus 
seiner Lebenswelt gerissen zu wer­
den, oder das abstrakte, kollekti­
ve und eigentlich in jedem Fall 
konkretisierungsbedürftige Inte­
resse an einer «restriktiven Ein­
wanderungspolitik».
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